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zehnten hat Schily die Grünen mitgegrün- „Überlebensfrage“ der deutschen Wirt- diesem Bereich auf Hochtouren laufe. Das
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Arbeitsplätze“. Denn Deutschland ist, das
V O N L A R S S C H Ä F E R S

Die Familie wird zu Recht immer wieder
hochgelobt als Fundament und Keimzelle
von Gesellschaft und Kirche – ohne Fami-
lien ist eben kein Staat und auch keine
Kirche zu machen.
Das Ja oder Nein zur Elternschaft wird
inzwischen jedoch vermehrt kontrovers
debattiert: Die wiederkehrende Gegen-
these zu den Hoheliedern auf die Familie
lautet, dass Kinder kein gesellschaftliches
„Gut“, sondern reine Privatsache, gar bloß
ein „aufwendiges Hobby“ seien. Manche
propagieren inzwischen sogar die „Kinder-
freiheit“ als ökologischere und sozialere
Lebensweise in Zeiten des Klimawandels
und der wachsenden Weltbevölkerung.
Das sieht die katholische Kirche mit ihrer
Soziallehre anders: „Das Wohl der Person
sowie der menschlichen und christlichen
Gesellschaft ist zuinnerst mit einem Wohl-
ergehen der Ehe- und Familiengemein-
schaft verbunden. Darum begrüßen die
Christen zusammen mit allen, welche die-
se Gemeinschaft hoch schätzen, aufrichtig
all die verschiedenen Hilfen, mittels derer
man heute in der Förderung dieser Ge-
meinschaft der Liebe und im Schutz des
Lebens vorwärtskommt“ (Gaudium et
spes, Nr. 47). Ehe und Familie muss dem-
nach ein besonderer Schutz des Staates
zukommen – so will es auch Artikel 6
unseres Grundgesetzes.
Dabei geht es nach katholischer Lehre je-
doch nicht einfach darum, Kinder bloß „in
die Welt zu setzen“. Es gilt vielmehr das
Prinzip „verantworteter Elternschaft“,
wonach die Ehepartner sorgfältig in ihrem
eigenen Gewissen abwägen dürfen und
sollen, wann und wie viele Kinder sie be-
kommen möchten und ob sie die Rahmen-
bedingungen für ein gelingendes Aufwach-
sen gewährleisten können. Auch diese Ent-
scheidungsfindung aber bleibt nie nur pri-
vat. Für die Gesellschaft ist nämlich nicht
nur relevant, dass es genügend Nachwuchs
gibt, sondern eben auch wie dieser auf-
wächst und erzogen wird. Es geht die Ge-
sellschaft etwas an, ob in Familien und in
Betreuungseinrichtungen die Bedingungen
stimmen, damit Kinder gesund groß wer-
den und sich zu stabilen, erwerbsarbeits-
fähigen und lebenstüchtigen Persönlich-
keiten entwickeln können.
Es braucht schließlich immer wieder neue
Generationen junger Arbeitskräfte, die die
Wirtschaft am Laufen halten und dabei
Steuern und Beiträge für einen funktionie-
renden Sozialstaat und stabile Sozialver-
sicherungen erbringen. Doch bei Arbeit-
gebern ist noch immer nicht flächende-
ckend akzeptiert, dass Familien mehr Zeit
und mehr Geld brauchen. Die Benachtei-
ligung von Frauen im gebärfähigen Alter
bei der Jobsuche oder bei Beförderungen
etwa gibt es bis heute. Viele Menschen
möchten Kinder, Mütter wollen berufs-
tätig sein oder bleiben, Väter möchten
heute mehr Zeit mit dem ihrem Nach-
wuchs verbringen und Paare ihre Rollen
gleichberechtigt gestalten. Der familien-
politische Fokus sollte in dieser Legisla-
turperiode daher auf weitsichtigen Maß-
nahmen zur Entlastung von Familien
sowie auf der Verbesserung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf liegen. Es geht
dabei sozialethisch um Familiengerechtig-
keit als Bündelung von Generationen- und
Geschlechtergerechtigkeit.

Der Autor ist Wissenschaftlicher Refe-
rent der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit der KSZ.
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Die Windkraft werde einseitig bevorzugt, kritisiert Otto Schily. Es sei ein Skandal, dass der Schutz von Tieren und der
Landschaft hier einfach ignoriert werde. Foto: dpa

Deutschland eine Deindustrialisierung und
ein großer Wohlstandsverlust.

Schily hat dabei die Rolle des Sekundan-
ten, ihm kommt die Aufgabe zu, die Lauda-
tio auf seinen Genossen, den „lieben Fritz“,
zu halten. Die Pointe dabei: Vor vier Jahr-

nen. Er wolle aber keine Windräder im
Wald. Schily wird noch deutlicher: „Die
Energiekrise in Deutschland hat extrem ge-
fährliche Ausmaße angenommen.“ Und
weiter: Die Ursachen offenzulegen, die zu
dieser Krise geführt hätten, sei zu einer

künftig fossile Energieträger zu fördern,
wenn denn durch eine Abtrennung von
Kohlendioxid die Reduktions-Ziele erreicht
werden können. Diese sogenannte „Se-
questrierung“ ist aber in Deutschland ver-
boten, während weltweit die Forschung in
Der ehemalige Hamburger Umweltse-
nator Fritz Vahrenholt (SPD) hat sein
neues Buch vorgestellt. Foto: dpa

Endlagerproblems abzeichne. Für Vahren-
holt steckt in der deutschen Energiepolitik
eine Paradoxie: Sie werde dazu führen, dass
die Industrie in die Länder abwandert, in
denen die Energie günstiger ist. Nur: Genau
dort entstehen dann die „schmutzigeren
für die Wirtschaft
Hamburgs ehemaliger
Umweltsenator Fritz
Vahrenholt fordert einen
radikalen Kurswechsel in
der Energiepolitik.

Deutschland drohten
Deindustrialisierung und
Wohlstandsverlust. Pro-
minente Unterstützung
bekommt er von Otto
Schily, einst Mitgründer
der Grünen
VON SEBASTIAN SASSE

PD und Industrie – das gehört zu-
sammen. Daran, dass das heute
S noch uneingeschränkt gilt, haben
zwei ehemals führende Sozialde-

mokraten Zweifel. Der Eine ist der ehema-
lige Hamburger Umweltsenator Fritz Vah-
renholt, der Andere der frühere Bundesin-
nenminister Otto Schily. Beide sind am ver-
gangenen Freitag nach Berlin gekommen,
um ihrer Sorge öffentlichkeitswirksam Aus-
druck zu geben. Anlass ist die Vorstellung
von Vahrenholts neuestem Buch („Die gro-
ße Energiekrise und wie wir sie bewältigen
können“, Langen Müller), in dem dieser die
Energiepolitik der Ampel-Regierung mas-
siv unter Beschuss nimmt, vor allem die
Grünen hat er im Visier. Setze nicht bald
eine Wende in der Energiepolitik ein, drohe
Anzeige

det, viele Jahre gehörte er zu den prägenden
Gesichtern der Öko-Partei. Eine Ignoranz
gegenüber Fragen des Naturschutzes kann
man ihm schwerlich vorwerfen. Im Gegen-
teil: Im Zentrum seiner Kritik stehen öko-
logische Gründe. Es sei ein Skandal, dass
heute sämtliche Regelungen zum Schutz
der Landschaft und von Tieren über den
Haufen geworfen würden, nur um ohne
Hindernisse Windräder aufstellen zu kön-
schaft geworden. Vahrenholt belege in sei-
nem Buch, dass die aktuelle Energiepolitik
den Wohlstand in Gefahr bringe, ohne
einen wesentlichen Beitrag zur Verringe-
rung des Kohlendioxid-Ausstoßes zu liefern
und schließlich auch noch eine Umweltzer-
störung nach sich ziehe. Aber die Debatte
über diese Fakten sei blockiert. Stattdessen
gebe man sich Illusionen hin. In der Wis-
senschaft dürfe es keinen Papst geben, Un-
fehlbarkeit sei hier fehl am Platze. Deswe-
gen sei das Buch von Vahrenholt so wichtig
– der Ex-Minister schlägt mit der Hand auf
den Tisch –, denn hier würden endlich die
Fakten präsentiert. Er, so Schily, empfehle
allen politischen Akteuren, sich mit Vahren-
holts Thesen auseinanderzusetzen.

Und wie lauten die Thesen von Vahren-
holt, der nach seiner Zeit als Umweltsena-
tor ab 1997 Vorstand für Erneuerbare
Energien bei der Deutschen Shell AG, dann
ab 2001 Vorstandsvorsitzender des Wind-
energie-Anlagenbauers REpower Systems
war und schließlich bis 2012 die neu ge-
gründete Konzerngesellschaft für Erneuer-
bare Energien der RWE AG, die Innogy
GmbH, leitete? Zunächst gibt er eine Be-
schreibung der Lage: Die Energiekrise sei
nicht erst durch den russischen Krieg gegen
die Ukraine verursacht worden, die Situa-
tion habe sich nun nur verschärft. Schon
vorher seien die Energiepreise sprunghaft
angestiegen, denn das Angebot an Gas, Öl
und Kohle und die Nachfrage klafften aus-
einander, diese Lücke konnte aber durch
andere Energieträger wie Wind, Sonne und
Wasserkraft nicht geschlossen werden. Die
Erzeugung von Wind- und Sonnenenergie
hat sich zwar von 2010 bis 2020 verzehn-
facht, lag aber 2020 immer noch nicht hö-
her als bei 2,8 Prozent der weltweiten Pri-
märenergie. Vahrenholts Schlussfolgerung:
Angesichts dieser Situation müsse die große
gesellschaftspolitische Agenda auf den
Prüfstand mit der die Regierung das Netto-
Null-Ziel bei dem Kohlendioxid-Ausstoß
innerhalb der nächsten 20 Jahre erreichen
will. Es sei nun an der Zeit, mit bisherigen
Tabus in der Debatte aufzuräumen: Auf die
fossilen Energieträger werde auf lange
Sicht nicht verzichtet werden können. Man
müsse daher nun in die Forschung und Ent-
wicklung von Technologien zur Kohlendi-
oxid-Emissionssenkung bei Kohle, Öl und
Gas investieren. Wie es übrigens die „fossi-
len Champions des Fernen und des Nahen
Ostens einschließlich Chinas“ bereits täten,
so Vahrenholt. Sie setzten darauf, auch
müsse sich schnell ändern. Ein zweites Ta-
bu: Fracking. 2 300 Milliarden Kubikmeter
Erdgas liegen im Boden in Deutschland
verborgen. Diese Ressource müsse drin-
gend genutzt werden. Und schließlich
Atomkraft: Auf lange Sicht könne auf sie
nicht verzichtet werden. In Deutschland
werde weitestgehend ignoriert, dass es mitt-
lerweile eine neue Generation von Reakto-
ren gebe und sich auch eine Lösung des
erkennt Vahrenholt ohne Einschränkung
an, bei der Reduktion der Kohlendioxid-
Emission viel besser als die meisten Länder
der Welt. „Gekniffen ist der Facharbeiter“,
fasst Vahrenholt bei der Buchvorstellung
zusammen. Er sei es, der die hohen Ener-
giekosten schultern müsse. Und er leide,
wenn sein Arbeitgeber ins Ausland abwan-
dere. Die Facharbeiter sind eigentlich so-
zialdemokratisches Kernklientel. Ob das
aber die SPD noch weiß? Fritz Vahrenholt,
geboren in Gelsenkirchen, hat seine Zwei-
fel. Wolfgang Clement, der für diese Rich-
tung stand, ist tot. Der ehemalige NRW-Mi-
nisterpräsident wurde vor 15 Jahren bei
dem Ausschlussverfahren, das in der SPD
gegen ihn angestrengt wurde, übrigens von
Otto Schily als Anwalt vertreten. Vahren-
holt wird von seinen Kritikern schon „Kli-
ma-Sarrazin“ gennant. Vielleicht kommt
hier Schily bald wieder zum Einsatz.
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